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Auszug
aus dem Protokoll des Stadtrates von Zürich

vom 14. März 2002



rat dagegen über die Tätigkeit der Stadtpolizei irn Strafrechtsbereich,
wie sie in der kantonalen Strafprozessordnung definiert ist. Gernäss
§ 22 erforschen die Polizeiorgane die strafbaren Handlungen, sam-
meln die Beweise und erstattten der zuständigen Untersuchungs-
behÖrde (Untersuchungsbeamte des Polizeirichteramtes, Bezirks-
und Staatsanwaltschaft des Kantons Zürich) Bericht, machen bei
Vergehen und Verbrechen die ersten Erhebungen, stellen die Spuren
fest, sichern sie und treffen alle Massregeln, die ohne Gefahr nicht
verschoben werden können. Aufgrund dieser Ermittlungen werden
die entsprechenden Rapporte erstellt und im Sinne von Verzeigun-
gen an die zuständigen Behörden weitergeleitet.

Zu den aufgeworfenen Fragen nimmt der Stadtrat im Sinne der obi-
gen Erwägungen wie folgt Stellung:

Am 1. Mai 2001 nahm die Stadtpolizei im Zusammenhang mit der
unbewilligten Nachdemo 285 Personen und die Kantonspolizei 31
Personen fest. 286 Verhaftete sowie zusätzlich drei Personen, welche
später noch ermittelt werden konnten, wurden verzeigt, und zwar
wie folgt:

a) Vergehenstatbestände
Landfriedensbruch 17 Anzeigen
Gewalt und Drohung gegen Beamte 20 Anzeigen
Verbotenes Waffentragen 4 Anzeigen
Widerhandlung gegen das Bundesgesetz über Aufenthalt
und Niederlassung der Ausländer 2 Anzeigen

b) ()bertretungstatbestände
Teilnahme an unbewilligter Demo 236 Anzeigen
(in 2 Fällen zusammen mit Widerhandlung gegen das
Vermummungsverbot)

c) Verschiedene
(z.B. Widerhandlung gegen das Betäubungsmittelgesetz,
Hinderung einer Amtshandlung, Sachbeschädigung) 10 Anzeigen

Total 289 Anzeigen

Bei 27 Personen wurde die Verhaftung mit der Personenkontrolle
beendet, da diesen kein widerrechtliches Verhalten vorgeworfen
werden konnte.

Gerichtsurteile werden der Polizei aus den eingangs erwähnten
Gründen in der Regel nicht bekannt gegeben. Lediglich wenn bei ihr
noch sichergestellte Gegenstände eingelagert sind, über welche der
Richter in seinem Urteil verfügt, erhält die Polizei einen Auszug des
Urteils. In allen Fällen irn Zusammenhang mit den Ausschreitungen
vom 1. Mai 2001 wurden die sichergestellten Gegenstände aber von
der Polizei als Beweismittel zusammen mit den Akten der jeweils

zuständigen Untersuchungsbehörde übergeben (Bezirksanwalt-
schaft Zürich, Statthalteramt des Bezirks Zürich, Polizeirichteramt
der Stadt Zürich, oder bei Jugendlichen die Jugendanwaltschaft
Zürich für sich oder zuhanden der gernäss Wohnort zuständigen
Jugendanwaltschaft), so dass keine entsprechenden Aufträge an die
Polizei ergingen-

Mitteilung an die Vorsteherin des Polizeidepartements, die übrigen
Mitglieder des Stadtrates, den Stadtschreiber, den Rechtskonsulen-
ten, die Stadtpolizei und den Gemeinderat.

Für getreuen Auszug

der Stadtschreiber


